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Alexander 111. Der Kaiser nutzte die Gelegenheit sofort und erhob seinen Kanzlei

Christian von Buch, der damals auch Mainzer Dompropst war, zum Erzbischof

in Mainz; damit erreichte er in der Tat, daß das Mainzer Erzstift mehr als fünf-

zehn Jahre völlig nach seinem Willen in der Politik des Reiches eingesetzt werden

konnte. Christian von Mainz war einer der fähigsten Diplomaten und Heerführer

des Kaisers in der Italien- und Mittelmeerpolitik, freilich sehr zum materiellen

Schaden des Mainzer Erzstiftes.

Als dieses mit dem Jahre 1165 dem übermächtigen Einfluß des Kaisers geöffnet
war und dadurch allein schon das Rhein-Main-Gebiet viel stärker als bisher dem

staufischen Herrscher zur Verfügung stand, fiel auch noch die Vogtei über die

Reichsabtei Lorsch an den Pfalzgrafen Konrad. Dadurch gerieten vor allem die

ausgedehnten Bezirke des dichtgedrängten Lorscher Gutes in die Machtsphäre des

staufischen Pfalzgrafen; es handelte sich dabei vor allem um die Landschaften in

der Rheinebene vor der Bergstraße und um große Bezirke des Odenwaldes. Das

Land zwischen Neckar, Rhein und Main stand nunmehr in seinen überwiegenden
Bestandteilen als Reichsgut in und umFrankfurt oder als Lorscher Vogtei imMacht-

bereich der Staufer, des Kaisers und des Pfalzgrafen.
Unter den Fürsten, die in Würzburg 1165 die Verpflichtung auf die kaiserliche

Kirchenpolitik leisteten, fehlten sowohl der staufische Herzog Friedrich von Schwa-

ben, der Sohn Konrads 111., wie selbstverständlich auch der Herzog Berthold von

Zähringen; so war gerade in Schwaben der Widerhall gering, den die Absichten

Rainalds von Dassel fanden. Barbarossa mußte diese Tatsache in seinem engsten

Machtgebiet aber hinnehmen; denn von 1164 bis ins Frühjahr 1166 wurde Schwa-

ben durch die Tübinger Fehde mitgenommen, in die der größte Teil des führen-

den Adels verstrickt war. Der Anlaß zum Kampf zwischen den Welfen und dem

Pfalzgrafen von Tübingen mag geringfügig gewesen sein, aber er weitete sich

rasch zu einer Angelegenheit aus, die höchst gefährlich für die weiteren Pläne

des Kaisers werden konnte. Der staufische Schwabenherzog Friedrich trat auf die

Seite des Tübinger Pfalzgrafen, die Zähringer und der größte Teil des schwäbi-

schen Grafenadels standen den Welfen bei. Im November 1164 konnte Friedrich

Barbarossa, der auf die Kunde von einer so ausgedehnten Fehde in Schwaben

über den Lukmanier aus Italien herbeigeeilt war, den Zwist zwar äußerlich bei-

legen, aber er brach im Verlauf des Jahres 1165 erneut mit besonderer Heftigkeit
aus und wurde im März 1166 durch ein Gerichtsverfahren vor dem Kaiser in Ulm

beendet. Der Tübinger Pfalzgraf mußte sich in die Gefangenschaft der Welfen

begeben und verlor seine Lehen. Obschon für Barbarossa die Auseinandersetzung
in Schwaben höchst unerwünscht war, verstand er es doch letztlich, daraus wieder
politischen Nutzen zu ziehen; die churrätische Grafschaft, die aus der Bregenzer
Erbschaft an Hugo von Tübingen gekommen war, wurde diesem entzogen und

nicht mehr besetzt.

In dem Paßland Churrätien, das dem Kaiser wegen der Verbindung nach Ita-

lien sehr wichtig war, blieb von 1166 an als maßgeblicher politischer Faktor neben

dem reichstreuen Churer Bischof nur der Pfullendorfer Graf übrig, der Barbarossa

ergeben war. Der Graf Budolf von Pfullendorf hatte seine Stellung am Südaus-

gang des Bodensees seit 1163 noch verstärken können durch den Erwerb der

Gebiete um Rheineck und Thal, welche die von Konstanz und Rorschach herkom-

menden Verkehrsverbindungen kontrollierten. Nach dem Tode des Grafen Ulrich

von Gammertingen hatte der Pfullendorfer 1166 außerdem noch die Hochvogtei
des Reichsklosters St. Gallen an sich gebracht.



21

Wenn Friedrich Barbarossa in den Landschaften um den Bodenseeraum auch

keine großen Erwerbungen gemacht hatte, so stand ihm dieses ganze Gebiet nun-

mehr indirekt zur Verfügung durch die Herrschaftsrechte, welche Rudolf von

Pfullendorf, sein Gefolgsmann, in seiner Hand vereinigte. Als Barbarossa im Spät-
jahr 1166 zu seinem Italienzug aufbrach, von dem er den Sieg über Alexander 111.

erhoffte, konnte er mit dem Stand der Dinge in Schwaben wieder zufrieden sein.

IV

Im Sommer 1167 schien dem Kaiser der Erfolg in Italien sehr nahe zu sein;
das deutsche Heer stand in Rom, aus dem Alexander 111. hatte weichen müssen.

Aber die Malaria des August 1167 brachte einen völligen Umschwung, als sie die

Truppen des Kaisers dahinraffte. Die Todesfälle vieler deutscher Adliger, darunter

auch des Schwabenherzogs und Rainalds von Dassel, bewirkten in ihren Folge-
erscheinungen einen tiefen Einschnitt in den deutschen Verhältnissen, vor allem

in Schwaben und am Oberrhein, den Gegenden der intensivsten staufischen Herr-

schaftsentfaltung. Eine Reihe von Adelsfamilien hatte ihre Erben verloren; Fried-

rich Barbarossa verstand es, diesen Umschwung für seine Territorialpolitik zu

nützen, indem er über die Lehen verfügte und die Besitzungen durch Kauf er-

langte oder deren künftigen Anfall an sein Haus vorbereitete. So sind die Jahre
von 1168 bis etwa 1180 durch eine bedeutende Erweiterung der Rechte und Güter

gekennzeichnet, die in irgendeiner Form an Friedrich Barbarossa gelangten, und

die er für seine Hausmacht nutzbar machte. Daß der Kaiser in dem Jahrzehnt von

1168—1177/78 zugleich mit den entscheidenden Fragen der Italienpolitik befaßt

war, tat dem Fortgang der territorialen Entwicklung zugunsten des Staufers

keinen Abbruch. Bereits den Zeitgenossen Barbarossas war dieses zielbewußte

Vorgehen, das Heranziehen aller nur erreichbaren Güter und Anrechte, vor allem

der Kirchenlehen für seine Söhne, voll bewußt, wie aus der historiographischen
Überlieferung hervorgeht.

Das Herzogtum Schwaben wurde von Barbarossa nunmehr seinem eigenen
Sohn Friedrich übergeben, für den der Vater die vormundschaftliche Leitung aus-

üben ließ. Der eigene staufische Besitz konnte nach 1167/68 südlich der Donau

nach Oberschwaben hinein beträchtlich erweitert werden, weil es gelang, die

Güter und Rechte der Herren von Warthausen, von Biberach und von Schwein-

hausen zu übernehmen. Aus dem ehemaligen Besitz der Herren von Schwabegg
konnte der Stauferkaiser die Vogtei des Bistums Augsburg und das Stift Ursberg
erwerben und so im Lechgebiet festen Fuß fassen. Welf VI., dem selbst der Erbe

in Italien dahingestorben war, hatte offenbar gegen die Ausdehnung der staufi-

schen Macht im oberschwäbischen Bereich keine Einwendungen zu machen.

Auch die Aussicht auf die reichen Besitzungen und ausgedehnten Herrschafts-

rechte des Grafen Rudolf von Pfullendorf konnte Friedrich I. bald nach dem Tod

von dessen Sohn, der ebenfalls in der italienischen Katastrophe umgekommen war,
durch das Entgegenkommen des Vaters gewinnen, der so seinem so erfolgreichen
Lebenswerk einen sinnvollen Fortgang zu geben hoffte. Auch mit den Zähringern
konnte der Kaiser zu einer Aussöhnung gelangen; dem Mainzer Domkanoniker

Rudolf von Zähringen, dem Barbarossa das Erzstift im Jahre 1160 nicht zugebilligt
hatte, wurde nunmehr eine gewisse Entschädigung zuteil, indem ihm das Bistum
Lüttich verliehen wurde; wenig später waren die Zähringer auch wieder am kaiser-
lichen Hoflager zu finden.
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Da Barbarossa seit dem Tode seines Neffen das Herzogtum Schwaben für sei-

nen kleinen Sohn Friedrich verwaltete, bereitete es keine rechtlichen Schwierig-
keiten, daß der Kaiser im Juli 1168 dem Bischof Herold von Würzburg eine Ur-

kunde über das Herzogtum des Würzburger Bischofs verlieh, das sich langsam
seit dem 11. Jahrhundert herausgestaltet hatte. Die herzoglichen Rechte des Würz-

burger Bischofs sollten sich über die gesamten Gebiete erstrecken, die von seinem

kirchlichen Sprengel erfaßt wurden. Freilich war die stillschweigende Vorausset-

zung bei dieser Herzogsbestätigung, daß die staufischen Gebiete und jene Orte,
an denen der staufische Einfluß überwog, aus der Verfügungsgewalt des Würz-

burger Bischofs als Herzog herausgenommen sein sollten. Eine Minderung des

eigenen staufischen Herzogtums war von Friedrich I. mit dem Privileg von 1168

nicht beabsichtigt; für ihn verstand es sich von selbst, daß Würzburg als Institution

der Reichskirche dem staufischen Herrscher zu dienen habe, aber den staufischen

Ansprüchen nicht entgegentretenkonnte. Ein gewisser Wandel war somit im Main-

gebiet und im Bereich des weiter südlich gelegenen Teiles der Würzburger Diözese

seit den Anfangszeiten Barbarossas eingetreten. Die Gründung des Marktes zu

Schwäbisch Hall erfolgte 1156 noch durch Bischof Gebhard von Würzburg tarn

episcopatus quam ducatus potestate; in den späteren Jahrzehnten Barbarossas ist

kein Zweifel, daß Schwäbisch Hall mit seiner weithin bekannten Münze den stau-

fischen Herrscher als den maßgebenden Faktor im Rechtsleben der Siedlung ansah.

Der Würzburger Herzogsbereich und jener Teil des staufischen Herzogtums, den

man öfters nach Rothenburg zu bezeichnen pflegt, überschnitten sich gebietsmäßig;
die Würzburger Rechte aber waren selbstverständlich nur so weit durchgreifend,
als der Staufer es förderte und zuließ.

Die Italienpolitik lenkte die Blicke immer wieder auf die Verbindungsstraßen
über die Alpen; deren sichere Beherrschung war eine der unerläßlichen Vorbedin-

gungen, ohne die eine Betätigung in Italien unmöglich schien. So erstaunt es

nicht, wenn Friedrich I. besonderen Wert auf die Alpenpässe legte, die von Chur

ausgingen. Die Bereitwilligkeit des Grafen Rudolf von Pfullendorf, seine Rechte

allmählich dem Kaiser zu übergeben, und die stauferfreundliche Haltung des

Churer Bischofs Egino machten es im Jahre 1170 möglich, daß der Kaiser für sei-

nen Sohn, den Schwabenherzog, die Vogtei über das Bistum Chur erwarb; dadurch

war die Kontrolle über die Bündner Pässe in die unmittelbare Verfügung der

Staufer gelangt. Dabei kam es dem Kaiser nicht allein auf die vielbegangenen
großen Paßstraßen an, sondern seit den Erfahrungen der 60er Jahre wußte Barba-

rossa sehr wohl, wie entscheidend auch ein weniger durch den Fuß verkehr be-

nutzter Paßweg für den Marsch der Truppen sein konnte. Wie nachhaltig die

staufische Einwirkung im churrätischen Alpenraum um diese Zeit wurde, läßt sich

vielleicht am besten daraus ermessen, daß in der Klosterkirche von Müstair eine

Statue Karls des Großen als Heiligen aufgestellt wurde; um die Wende der Jahre
1165/66 hatte ja der Staufer den Karolingerkaiser kanonisieren lassen, gewisser-
maßen als Symbol seiner eigenen Vorstellungswelt im religiösen und politischen
Sinne. In dem Churer Eigenkloster, das am Fuße des Umbrail und am Übergang
vom Engadin nach dem Etschtal lag, hatte diese staufische Auffassung, die in der

Gestalt Karls des Großen versinnbildlicht wurde, bald ihren Niederschlag ge-
funden.

Eine weitere beträchtliche Machtveränderung im Gebiete des heutigen Schwei-

zer Mittellandes erfolgte nach dem Aussterben der staufertreuen Grafen von Lenz-

burg; Barbarossa hielt dieses Ereignis für wichtig genug, daß er im Februar 1173
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sich selbst auf der Lenzburg einfand, um die Neuordnung der Reichs- und Kirchen-

lehen vorzunehmen; einen beträchtlichen Teil davon überwies dabei der Kaiser

seiner eigenen Familie, wie die Vogteien der Klöster und Stifte Rheinau, Schänis

und Beromünster. Die Grafenrechte in einem Teil des Zürichgaus und die Vogtei

von Säckingen mit seinem reichen Besitz am Zürcher See wurden den Grafen

von Habsburg übergeben; diese erhielten damit zugleich auch eine Entschädigung
für den Verlust des Pfullendorfer Erbes. Das Tal von Glarus, von dessen Ausgang
aus die Walenseeroute nach den Bündnerpässen überwacht werden konnte, wurde

freilich zugunsten der Staufer damals von der Säckinger Vogtei abgetrennt. Durch

das Einbehalten großer Stücke der Lenzburger Erbschaft hatten die Staufer ihre

Macht vom Bodenseegebiet aus weit vorgetragen bis in das Reußgebiet hinein.

Die Zähringer erhielten 1173 aus der Lenzburger Erbteilung weit geringere Vor-

teile, so die unmittelbare Hochvogtei über die Fraumünsterabtei zu Zürich, deren

Besitztum die Zähringer wiederum über den Zuger See nach dem Inneren des

Alpenraumes, nach dem Vierwaldstätter See und Uri wies. Die staufische Vor-

herrschaft im Bodenseebereich und seiner weiten Umgebung bis zum Walensee

hin war durch den Erbfall der Grafen von Lenzburg erheblich verstärkt worden;
die Zähringer wandten sich von nun an in erhöhtem Eifer dem Ausbau ihrer Ge-

biete vom Vierwaldstätter See zum Thuner See zu.

Die Jahre um 1170 brachten auch im staufischen Machtbereich an Rhein —

Neckar — Main und in ihren Nachbarlandschaften einen beträchtlichen Ausbau.
Die Wetterau als wichtigstes Straßenland nach Norden kam unter die vorwiegende
Herrschaft der Staufer durch Ausgestaltung der Reichsrechte und durch Über-
nahme von Kirchenlehen; die Städte Friedberg, Wetzlar und Gelnhausen ent-

standen um 1170 herum etwa gleichzeitig. Das Mainzer Erzstift, das nach 1158

mit der Grafschaft Seibold auch Gelnhausen erworben hatte, mußte dieses dem
Kaiser überlassen und wurde überhaupt aus seiner bisher unbestritten ausgeübten
Vormachtstellung in der Wetterau und im Maingebiet um Frankfurt verdrängt.
Erzbischof Christian von Mainz, der als Feldherr und Diplomat des Kaisers meist

fern von seinem Erzstift weilte, konnte sich dieser Entwicklung nicht entgegen-
setzen. Das Pfalzendreieck von Frankfurt, Ingelheim und Kaiserslautern gibt
seit den 70er Jahren des 12. Jahrhunderts die hervorragende Bedeutung der stau-

fischen Einwirkung treffend wieder.

Auch die Pfalzgrafschaft zog Nutzen aus der eben gekennzeichneten Lage;
Pfalzgraf Konrad konnte mit Unterstützung des Kaisers die Vogtei des Bistums

Worms an sich ziehen. Da der Pfalzgraf nunmehr die Vogteiherrschaft über die

umfangreichen Lorscher Güter und über die Wormser Besitzungen ausübte, die

großenteils nach dem Odenwald und nach der Neckarlandschaft bis Wimpfen
wiesen, wurde für ihn die Gegend am Austritt des Neckars aus dem Bergland be-

sonders wichtig; nach dem Jahre 1170 und vor etwa 1190 entstanden hier die pfalz-
gräfliche Burg Heidelberg und die darunter liegende städtische Siedlung am

Neckar.

Die Verquickung zwischen den großen Problemen der Italienpolitik und der

territorialen Gestaltung im Reich zeigte besonders eindrucksvoll die Zusammen-

kunft Friedrichs I. mit Heinrich dem Löwen zu Chiavenna im Jahre 1176; hier

wollte der Welfe sich nur zur Hilfeleistung in Italien entschließen, wenn ihm der

Kaiser dafür Goslar mit seiner silberreichen Harzlandschaft überließ; dazu aber

war Friedrich I. nicht bereit, denn dieser Verzicht hätte ihm nicht nur erhebliche

materielle Verluste gebracht, sondern auch den Aufbau der staufischen Macht-
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Stellung, wie sie in diesen Gegenden im Harz und in Thüringen noch 1158 stabi-

lisiert worden war, empfindlich gestört. Vielleicht auch spielte in die Szene von

Chiavenna schon hinein die Entfremdung zwischen Heinrich dem Löwen und

Welf VI. und die Hinwendung des alternden Welf VI. zu Barbarossa, der damit

sich den Weg zum Weifenerbe in Schwaben bahnte.

Als der Kaiser nach dem Frieden von Venedig und nach seinem Burgunderzug,
der im Rhoneraum den Glanz des Herrschertums zeigen sollte, im Jahre 1178

wieder nach dem Oberrhein zurückkehrte, war das gute Verhältnis zu Heinrich

dem Löwen zerbrochen. Dies zeigte sich sofort auf der politischen Ebene dadurch,
daß Friedrich I. die Klage der niederdeutschen Fürsten gegen den sächsischen

Herzog annahm und auf dem Hoftag zu Worms im Januar 1179 das Verfahren

gegen Heinrich den Löwen beginnen ließ. Die Beziehungen zu Welf VI. wurden

dadurch für Barbarossa nicht getrübt. Welf VI. hatte damals längst seinen Besitz

an Eigengut und Lehen dem Kaiser aufgetragen und ihn auf Lebenszeit, ver-

mehrt um weitere Stücke, wieder zur Nutzung zurückerhalten. Während des Pro-

zesses gegen Heinrich den Löwen übergab Welf VI. an Weihnachten 1179 an

den Sohn Friedrich Barbarossas, den Herzog Friedrich von Schwaben, zahlreiche

Rechte in Oberschwaben und die Gewalt über weifische Ministerialen.

Auf das Verfahren gegen Heinrich den Löwen, das oft behandelt wurde,
braucht hier nicht näher eingegangen zu werden; es genügt, auf das Ergebnis
hinzuweisen: Heinrich dem Löwen wurden durch die Urteile in dem land- und

lehensrechtlich durchgeführten Verfahren sowohl seine Eigengüter wie seine

Lehen abgesprochen. Die territorialpolitischen Folgerungen, die sich daraus er-

gaben, waren beträchtlich. Wenn sich in den Kämpfen, die sich bereits in den

Jahren 1177/78 gegen den Sachsenherzog abgespielt hatten, das seit dem Jahre
1153 von Barbarossa aufgebaute, auf das Reich und den staufischen Herrscher

ausgerichtete System der Kontrolle der Kräfte des Welfen deutlich abgezeichnet
hatte, so bewährte es sich nach der Verurteilung des Welfen erneut, als die Durch-

führung des Urteils mit Waffengewalt durchgesetzt werden mußte. Bis zum

Spätsommer 1181 hatten die Truppen Friedrich I. auch die Gründungsstadt Hein-

richs des Löwen, Lübeck, das Tor zum Ostseeraum, erobert. Im gesamten Macht-

bereich jenseits der Elbe traten nach dem Sturz des Herzogs die bisher von ihm

abhängigen Gewalten nunmehr unmittelbar mit dem Reichsoberhaupt in Ver-

bindung und empfingen ihre Herrschaftsrechte von diesem zu Lehen; Lübeck

wurde dadurch zur Reichsstadt. Die verfassungsrechtliche Lage der Landschaften

jenseits der Elbe
,

die im Jahre 1154 sozusagen unter der Bezeichnung provincia
und bona regni nur kurz aufleuchtete, trat damit voll in Erscheinung.

Die Herzogtümer Sachsen und Bayern wurden nach dem Jahre 1180 aufge-
gliedert. Westfalen gelangte an das Erzstift Köln, dessen Interessengebiet bereits

während des 12. Jahrhunderts sich bis zur Weser erstreckt hatte; aus dem Wett-
bewerb um die Gegenden zwischen Arnsberg und Paderborn und Corvey hatten

sich schon unter den stauferfreundlichen Erzbischöfen Arnold von Wied, Rainald

von Dassel und Philipp von Heinsberg scharfe Gegensätze zu Heinrich dem Löwen

ergeben, die schließlich den Kölner Erzbischof im Jahre 1178 zum Bündnis mit

dem Halberstädter Bischof Ulrich und dem Erzbischof Wichmann von Magdeburg
zusammenführte, als der Kampf gegen das Übergewicht der herzoglichen Expan-
sion begann. Der Osten des Herzogtums Sachsen wurde an Bernhard von Anhalt

gegeben, einen Sohn des 1170 verstorbenen Askaniers Albrecht des Bären. Die

Bereiche der nach Osten gerichteten Marken Meißen und Brandenburg waren
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aber ebenso wie die Gebiete der Reichskirche, vor allem der beiden Erzbistümer

Magdeburg und Bremen, aus dem Herzogtum wie aus der Hochvogtei des säch-

sischen Herzogs herausgenommen. Auch in Bayern wurde das Herzogtum erneut

verkleinert; der Prozeß, der mit dem Jahre 1156 begonnen hatte, setzte sich fort;
die Steiermark wurde ein selbständiges Herzogtum, und ein eigenartiges Ver-

fassungsgebilde entstand in dem Herzogtum der Andechser Grafen.

Es kann hier auf die tiefen Wirkungen dieser Maßnahmen nur ganz kurz hin-

gewiesen werden; diese kleineren Herzogtümer ohne volle Stammesbindung waren

für die Zentralgewalt leichter zu lenken; der Aufbau des Reiches auf das Lehens-

wesen konnte die Möglichkeit bringen, daß der belehnte Hochadel enger an die

Reichsgewalt gebunden wurde. Aus den Verfassungsvorstellungen, die auf dem

durchdachten System des Lehenswesens beruhten, ging der sogenannte jüngere
Reichsfürstenstand hervor, dessen Kennzeichen nicht allein die hochadlige Her-

kunft und Stellung, sondern die unmittelbare Belehnung durch den König war.

Der Wandel, der mit dem Sturz Heinrichs des Löwen im Verfassungsleben
des Reiches begann, brachte im engeren Herrschaftsbereich der Staufer noch einige
beachtliche territoriale Veränderungen zu deren Gunsten. Der schwäbische Allo-

dialbesitz des Sachsenherzogs, immerhin die Hälfte des bisher ungeteilten weifi-
schen Hausgutes, wurde nach dem Urteil gegen Heinrich den Löwen seinem

Onkel Welf VI. zugeschlagen; mit dessen Besitz vereint, fiel es aber in den Güter-

komplex, auf den die Staufer die Anwartschaft erhalten hatten. Die Hochvogtei
über die Reichenau, die Heinrich dem Löwen -selbstverständlich auch abge-
sprochen war, blieb bei den Staufern.

Hinzu kam, daß Graf Rudolf von Pfullendorf sich im Jahre 1180 nach dem

Heiligen Land begab und seine Besitzungen und Rechte, so wie es vorgesehen
war, an Friedrich Barbarossa übergehen ließ; es waren dies die Eigengüter vom

Hegau bis nach Oberschwaben und die Lehen, deren wichtigstes die Vogtei über

die weiten Klosterbesitzungen von St. Gallen war. Es ist demnach kein Zufall,
wenn die Straßenverbindung von der Alb über Ulm nach dem Bodensee eine

erhöhte Bedeutung im staufischen Machtbereich erhielt. Ulm begegnet von dieser

Zeit an als civitas, als rechtlich geformte Stadt; am anderen Ende des Straßen-

zuges entstand etwa zwischen den Jahren 1180/87 die planmäßige Anlage der

Stadt Überlingen, deren Stadtherr der Herzog von Schwaben war.

Das Land zwischen der schwäbischen Alb und dem Bodensee war unter die

Vormacht des staufischen Herzogtums gekommen, der Bodenseeraum selbst und

Churrätien standen dem staufischen Hause unter den verschiedensten Rechtstiteln

zur Verfügung. Gewissermaßen in einem staufischen Kemgebiet fand im Juni 1183

zu Konstanz der Friedensabschluß des Kaisers mit den lombardischen Städten

statt; auch in der Wahl dieses Ortes kam die Änderung der politischen Lage, die

zugunsten des Kaisers seit 1177 eingetreten war, ganz deutlich zum Ausdruck.

Ein territorialpolitisches Eingreifen Friedrichs L, das von der Grafschaft Bur-

gund aus nach dem oberitalienischen Gebiet hinzielte, läßt sich nach dem Frieden

von Venedig als neue politische Konzeption des Kaisers ebenfalls beobachten.

Eine Urkunde des Jahres 1176 für das Hospiz auf dem Großen St. Bernhard, in

welcher auch der kaiserliche Schutz ausgesprochen wurde, war noch aus einem

akuten Anlaß heraus verursacht. Deutlich aber wird das Interesse, das der Staufer

an der großen europäischen Straße über den Großen St. Bemhardpaß gewonnen
hatte, aus der Tatsache, daß Friedrich I. im Juni 1178 die Flußübergänge am

Cervo und an der Sesia vom Bistum Vercelli ankaufte und seiner Gemahlin Bea-
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trix weitergab, die ja als Hausgut die Grafschaft Burgund besaß. Wenige Monate

später bestätigte der Kaiser dem Kloster Romainmötier, das an den Juraüber-
gängen, die von Besancon nach Lausanne führten, den entscheidenden Einfluß

ausübte, Besitz und Rechte und nahm es in seinen Schutz. In Romainmötier er-

richtete Beatrix dann im Jahre 1181 gemeinsam mit der Abtei eine städtische

Siedlung. Weiter aber in das Gebiet südlich des Jura und nach dem Genfer See

hin griff Barbarossa mit seinen besitzrechtlichen Maßnahmen nicht aus. Nachdem

das gute Verhältnis zu den Zähringern nach dem Jahre 1167 wiederhergestellt
war, nahm er sorgfältig auf deren Gebiet und Interessenbereich Rücksicht. So

griff der Kaiser auch die Klage nicht sofort auf, die im Jahre 1178 der neue Bischof

Roger von Lausanne um genau denselben Gegenstand erhob, der 1162 bei dem

Prozeß des Genfer Bischofs gegen den Herzog von Zähringen entschieden war.

Friedrich I. hielt jetzt die Klage mit formalrechtlichen Gründen so lange auf, bis

im Oktober 1179 Papst Alexander 111. den Anspruch des Zähringers auf die

Regalien des Bistums Lausanne seinerseits bestätigt hatte. Barbarossa hatte ge-

lernt, daß er das Betätigungsfeld des Zälrringer Herzogs nicht über Gebühr ein-

schränken durfte, daß dieser dann aber auch ein zuverlässiger Partner in der

staufischen Politik war.

Die territoriale Macht des Stauferhauses war auf vielfältigen Mitteln und

Wegen bis zum Beginn der 80er Jahre des 12. Jahrhunderts aufgebaut worden

und stand gesichert da. So konnten die beiden großen Mainzer Hoftage des Kai-

sers in den Jahren 1184 und 1188 wahrhaft als eine Äußerung der Größe und

des Ansehens Friedrichs I. gelten. Bei den Nachrichten über den Hoftag zu

Pfingsten 1184, zu dem eine ganze Feststadt in der Ebene gegenüber Mainz auf-

gebaut wurde, legte schon die Chronik Ottos von St. Blasien besonderen Wert

auf die Schilderung der Pracht und des Glanzes der Tagung. Die einzelnen

Fürsten, auch der wiedereingesetzte Erzbischof Konrad von Mainz, wetteiferten ad

ostendendam sue dignitatis magnificentiarn. Der Hoftag war eine Heerschau des

Kaisers und der deutschen Fürsten, der beiden am Reiche beteiligten tragenden
Kräfte. Einen anderen Charakter trug der Reichstag, der am Sonntag Laetare

Jerusalem im März 1188 in Mainz zusammentrat; er war von dem Kaiser bei

seiner Einberufung bereits als curia Jesu Christi bezeichnet worden; er bildete
den Auftakt zu dem Kreuzzug des Stauferkönigs, der noch einmal von der christ-

lichen Rittergesinnung getragen war. Zu diesem letzten großen Unternehmen

aber konnte Friedrich I. sich um so leichter entschließen, als die Stellung des stau-

fischen Hauses durch die territorialpolitische Aufbauarbeit von mehr als drei Jahr-
zehnten durch Barbarossa wirklich gesichert war.

Die Staatskunst der beiden ersten staufischen Herrscher, Konrads 111. und

Friedrichs 1., war in ihrer Zielsetzung und in ihren Mitteln im territorialen Be-

reich nicht allzu verschieden. Viele Ansätze, die schon unter Konrad 111. gelegt
waren, konnten unter Friedrich I. fortgeführt und vollendet werden; was Kon-

rad 111. an Ergebnissen abging, war Barbarossa im Glück des Erfolges beschieden.

Die Kunst des politischen Gestaltens im territorialen Aufbau der eigenen stau-

fischen Position bewies sich für Friedrich I. in der Beherrschung jenes Spieles,
das sich im sprühenden Leben selbstbewußter Kräfte im Reich darbot.

Auf die Angabe der einzelnen Quellenstellen und der Detailliteratur mußte wegen
der großen Fülle in diesem Zusammenhang verzichtet werden. Es seien nur wenige
Literaturhinweise gegeben, von denen aus auf die weiteren Arbeiten zurückgegriffen
werden kann: H. Appelt, Die Erhebung Österreichs zum Herzogtum in: Blätter f. dtsch.
Landesgesch. 95 (1959) 25—66: K. Bosl, Die Reichsministerialität der Salier und Staufer
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(Stuttgart 1950/51); ders., Würzburg als Reichsbistum in: Aus Verfassungs- und Landes-
geschichte, Festschrift Th. Mayer I (Konstanz 1954) S. 161—181; ders., Der Staat der
Staufer in: Gebhardts Handbuch d. dtsch. Gesch. I (Stuttgart 1954) S. 645—662; H.

Büttner, Das Erzstift Mainz und das Reich im 12. Jahrh. in: Hess. Jahrb. f. Landes-
gesch. 9 (1959) 18—36; ders., Staufer und Zähringer im politischen Kräftespiel zwischen

Bodensee und Genfer See während des 12. Jahrh. (Zürich 1961); ders., Staufer und
Welfen im politischen Kräftespiel zwischen Bodensee und Iller während des 12. Jahrh.
in: Zeitschr. f. Württemb. Landesgesch. 20 (1961) 17—73; E. Ewig, Zum lothring. Dukat
der Kölner Erzbischöfe in: Festschr. f. Fr. Steinbach (Bonn 1960) S. 210—246; K. Jordan,
Lothar 111. und die frühe Stauferzeit in: Gebhardts Handbuch d. dtsch. Gesch. I (Stutt-
gart 1954) S. 284—340; ders., Nordelbingen und Lübeck in der Politik Heinrichs des
Löwen in: Zeitschr. f. Lüb. Gesch. 39 (1959) 29—48; ders., Friedrich Barbarossa (Göttin-
gen 1959); G. Kallen, Das Kölner Erzstift und der ducatus Westfalie et Angarie (Bonn
1957); Th. Mayer, Die Zähringer und Freiburg im Breisgau in: Schauinsland 65/66
(1939) 133—146 und Mittelalterliche Studien (Konstanz 1959) S. 365—379; ders., Das

österreichische privilegium minus in: Mittelalterliche Studien S. 202—247; ders., Die

Würzburger Herzogsurkunde von 1168 und das österreichische Privilegium minus in: Fest-

schr. f. Fr. Steinbach (Bonn 1960) S. 247—277; H. Patze, Die Entstehung der Landes-
herrschaft in Thüringen (Köln 1962); ders., Friedrich Barbarossa und der Osten in:

Jahrb. f. Gesch. Mittel- u. Ostdeutschlands 11 (1962); H. Schreibmüller, Herzog Fried-
rich IV. von Schwaben und Rothenburg (1145—1167) in: Festgabe Max Spindler (Mün-
chen 1955) S. 213—243; Fr. X. Vollmer, Reichs- und TerritorialpolitikKaiser Friedrichs I.

(Diss. ms. Freiburg 1951); H. Werle, Das Erbe des salischen Hauses (Diss. ms. Mainz

1953).


